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0 Zusammenfassung
0.1

Die Bundesregierung übermittelt dem Deutschen Bundestag fristgerecht den gemäß § 7 des Gesetzes zur Trans-
parenz über die Kosten der Stilllegung und des Rückbaus der Kernkraftwerke sowie der Verpackung radioakti-
ver Abfälle (Transparenzgesetz) zu erstattenden Bericht. Der jetzt vorgelegte Bericht ist der zweite seiner Art, 
nachdem zum 30. November 2018 erstmals ein Bericht für das Jahr 2017 vorgelegt wurde.

0.2

Der Bericht enthält eine zusammenfassende Bewertung über die finanzielle Vorsorge der Betreiber von Kern-
kraftwerken (KKW) für ihre Verpflichtungen zur Stilllegung und zum Abbau der KKW sowie die Verpackung
ihrer radioaktiven Abfälle (Rückbauverpflichtungen). Der Bericht gründet auf Aufstellungen der Betreiber für
das Jahr 2018 (Stichtag 31. Dezember 2018). Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) hat 
diese Betreiberinformationen geprüft, insbesondere die Plausibilität der Berechnung der Rückstellungsbeträge 
auf der Grundlage der Rückbauplanung der Betreiber sowie die Zahlungsfähigkeit der Betreiber zum Zeitpunkt
der Erfüllung der Rückbauverpflichtungen.

0.3

Die Prüfung des BAFA führte zu keinen Beanstandungen im Hinblick auf die Ermittlung der Rückstellungsbe-
träge für die Zwecke der Rückbauverpflichtungen. Aus der Prüfung der verfügbaren liquiden Mittel durch das
BAFA haben sich auch keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die Betreiber ihren Rückbauverpflichtungen 
– insbesondere in den nächsten drei Geschäftsjahren – nicht nachkommen können.

0.4

Auswirkungen der zwischen dem E.ON-Konzern und dem RWE-Konzern vereinbarten und von den Wettbe-
werbsbehörden im September 2019 genehmigten Unternehmenstransaktion auf die Höhe der Rückstellungen
und die Zahlungsfähigkeit der Betreiber werden im Rahmen des Berichts für das Jahr 2019 zu bewerten sein.
Derzeit liegen bei BMWi und BAFA keine Hinweise vor, dass die betroffenen Betreiber infolge der Transaktion 
ihren Rückbauverpflichtungen nicht nachkommen können.
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Einleitung
Die Kernkraftwerke (KKW) in Deutschland müssen bis spätestens zum Ende des Jahres 2022 abgeschaltet und
danach stillgelegt und abgebaut werden. Nach dem Verursacherprinzip sind die Betreiber der KKW verpflichtet,
die Kosten für Stilllegung und Abbau der Anlagen und die fachgerechte Verpackung radioaktiver Abfälle
(Rückbauverpflichtung) sowie für die Entsorgung des von ihnen erzeugten radioaktiven Abfalles einschließlich 
dessen Endlagerung zu übernehmen. 
Mit dem „Gesetz zur Neuordnung der Verantwortung in der kerntechnischen Entsorgung“ vom 27. Januar 2017 
(Artikelgesetz) wurden die Empfehlungen der Kommission zur Überprüfung der Finanzierung des Kernener-
gieausstiegs (KFK) umgesetzt. Dem Bund wurde die Verantwortung für die Durchführung und Finanzierung 
der Zwischen- und Endlagerung übertragen. Im Gegenzug haben die Betreiber dem Bund im Juli 2017 finanzi-
elle Mittel von insgesamt 24,1 Mrd. Euro in den „Fonds zur Finanzierung der kerntechnischen Entsorgung“
eingezahlt. Die Verantwortung für die Stilllegung und den Abbau der Anlagen sowie für die fachgerechte Ver-
packung der radioaktiven Abfälle obliegt allerdings weiterhin den Betreibern der KKW. Das Artikelgesetz kon-
kretisiert dabei die Pflichten der Betreiber für die gesamte Abwicklung und Finanzierung dieser Bereiche. 
Einer Empfehlung der KFK zufolge, waren „[…] die Betreiber zu verpflichten, über die derzeitigen geprüften 
Jahresabschlüsse und Geschäftsberichte hinaus Transparenz darüber zu schaffen, inwieweit die künftigen Aus-
zahlungen für Rückbau und Stilllegung nicht nur der Höhe nach gedeckt sind, sondern auch zum benötigten
Zeitpunkt liquide vorliegen werden […]“ (Abschlussbericht der KFK, S. 25). Diesem Anliegen trägt das als
Teil des Artikelgesetzes verabschiedete „Gesetz zur Transparenz über die Kosten der Stilllegung und des Rück-
baus der Kernkraftwerke sowie der Verpackung radioaktiver Abfälle“ (Transparenzgesetz) Rechnung.  
Das Transparenzgesetz sieht eine Auskunftspflicht der Betreiber von KKW gegenüber dem Bundesamt für
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) vor. Betreiber im Sinne des Transparenzgesetzes sind die Inhaber der
atomrechtlichen Genehmigung gemäß § 7 Absatz 1 des Atomgesetzes (AtG) zur Spaltung von Kernbrennstof-
fen zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität oder nach § 7 Absatz 3 AtG zur Stilllegung oder zum Abbau
einer Anlage nach § 7 Absatz 1 AtG. Mit der Erfüllung der Rückbauverpflichtungen und der Entlassung der 
Anlage aus der Überwachung nach dem Atom- und Strahlenschutzrecht sowie der Abgabe aller fachgerecht
verpackten radioaktiven Abfälle an die BGZ Gesellschaft für Zwischenlagerung mbH endet die Betreibereigen-
schaft und damit auch die Auskunftspflicht nach dem Transparenzgesetz.  
In den jährlich zu übermittelnden Aufstellungen müssen die Betreiber die für die Stilllegung und den Abbau
der Kernkraftwerke sowie für die fachgerechte Verpackung der radioaktiven Abfälle im Jahresabschluss gebil-
deten Rückstellungen nach den verschiedenen Aufgaben der Entsorgung differenziert darstellen. Diese Darstel-
lung muss die für die einzelnen Aufgaben der Entsorgungsverpflichtungen erwarteten Rückstellungsinan-
spruchnahmen in den zukünftigen Geschäftsjahren enthalten. Darüber hinaus müssen die Betreiber darlegen,
welche Vermögenswerte ihnen zukünftig zur Verfügung stehen werden, um ihren Zahlungsverpflichtungen zum
Zeitpunkt des Anfalls nachzukommen. Für die konkrete Umsetzung der Auskunftspflicht sowie die Ausgestal-
tung der Informationen hat das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit und dem Bundesministerium der Finanzen
auf Grundlage von § 9 des Transparenzgesetzes am 9. Juli 2018 eine „Verordnung über die Umsetzung der
Auskunftspflicht und die Ausgestaltung der Informationen nach dem Transparenzgesetz“ (RückBRTranspa-
renzV) erlassen. 
Die Betreiber haben die Informationen für das Berichtsjahr 2018 fristgemäß bis zum 28. Juni 2019 an das BAFA 
übermittelt. Aufgabe des BAFA ist es, die erlangten Informationen zu prüfen und zu bewerten. Die Ergebnisse
der Prüfung bilden die Grundlage für den vorliegenden jährlichen Bericht der Bundesregierung an den Deut-
schen Bundestag (§ 7 Transparenzgesetz). Gesetzlicher Zweck des Berichtes ist es, Transparenz zu schaffen 
über die Finanzierung der künftig anfallenden Ausgaben für die Rückbauverpflichtungen durch die Unterneh-
men. Bei der Berichterstattung sind das parlamentarische und öffentliche Informationsinteresse mit den Rechten
der Betreiber abzuwägen. Der Bericht ist zum 30. November eines jeden Jahres vorzulegen. 
Kapitel 2 des Berichtes geht auf die Grundlagen des Rückbaus ein und verschafft einen Überblick über die
Anlagen und deren Betriebsstand (Leistungsbetrieb, Stilllegung bzw. Abbau) sowie über die betreibenden Un-
ternehmen.  
In Kapitel 3 erfolgt eine Darstellung der Zusammensetzung der Rückstellungen für Rückbauverpflichtungen
geordnet nach Betreibern sowie den zur Verfügung stehenden Vermögenswerten, um die Ausgaben für die 
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B: Organigramm der Betreiber und der EVU 
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